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// Im Blickpunkth

Eines der beherrschenden Diskussionsthemen im Rahmen der Erbschaftsteuerreform ist die Problematik der „Doppelbela-

stung von Tatbest�nden“ – u.a. bei der Ver�ußerung von Gewerbebetrieben – mit Erbschaft- und Einkommensteuer. Die

Autoren Rave/Mannweiler/K�hnold untersuchen die Problematik an Beispielen verschiedener Verm�gens�bertragungen.

Dass die Auffassung der OFD Rheinland in ihrer Kurzinformation vom 21.1.2008, wonach nur die aus einer Aktienanleihe

erzielten Zinsertr�ge steuerliche Ber�cksichtigung finden sollen, mit der Rechtsprechung des BFH nicht in Einklang zu

bringen ist, zeigt Hagen in seinem Beitrag.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:�ffentlicheToilettenanlagealsgewill-

k�rtesBetriebsverm�geneinesMarktbetriebs

Mit Urteil vom7.11.2007 – I R 52/06 – hat der BFH

entschieden, dass eine �ffentliche Toilettenanla-

ge nicht als gewillk�rtes Betriebsverm�gen eines

von einer Stadt als BgA unterhaltenen Marktbe-

triebs behandelt werden kann. Die hiermit zu-

sammenh�ngenden Aufwendungen k�nnen bei

der Gewinnermittlung des Marktbetriebs daher

nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden.

Der Zuordnung zum gewillk�rten Bertriebsver-

m�gen stand entgegen, dass die Toilettenanlage

– so der BFH – ausschließlich der hoheitlichenT�-

tigkeit der Stadtdiente (§ 4Abs. 5 KStG).

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-752-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: ErstmaligeRealisierungvonKSt-Gut-

haben–„Minderungspause“ als verfassungs-

rechtlichunbedenklicheEntscheidungdes

Gesetzgebers

MitUrteil vom19.12.2007– IR52/07–hatderBFH

entschieden, dass eine Realisierung von KSt-Gut-

haben gem�ß § 37 Abs. 2 KStG 1999 n.F. nur

durch Gewinnaussch�ttungen m�glich ist, die

zeitlich nach dem Stichtag f�r die erstmalige Er-

mittlung des Guthabens nach Maßgabe des § 37

Abs. 1 KStG 1999 n.F. erfolgen (Best�tigung des

BMF-Schreibens vom6.11.2003, BStBl. I 2003, 575

Tz. 31). EineGewinnaussch�ttung ist dann i. S. des

§ 37Abs. 2 KStG 1999 n.F. erfolgt, wenn sie abge-

flossen ist (Best�tigung des BMF-Schreibens vom

6.11.2003, BStBl. I 2003, 575 Tz. 7 und 30). Die

X-GmbH (Kl�gerin) ermittelte den Gewinn nach

einem vom Kj. abweichenden Wj. vom 1.4. eines

Jahres bis zum 31.3. des Folgejahres. Am 28.3.

2001 beschloss die X-GmbH eine Vorabaussch�t-

tung aus dem Jahres�berschuss zum 31.3.2001,

die am 15.5.2001 f�llig wurde und abfloss. Das FA

war der Ansicht, die von der X-GmbH vorgenom-

mene Gewinnaussch�ttung habe weder im Ver-

anlagungszeitraum 2001 noch im Veranlagungs-

zeitraum 2002 zu einer Minderung der K�rper-

schaftsteuergef�hrt.DemfolgtederBFH:DasKSt-

Guthaben war nach § 37 Abs. 1 Satz 1 KStG 1999

n.F. erstmalig aufdenSchluss des folgendenWirt-

schaftsjahres 2001/02 zu ermitteln, also auf den

31.3.2002. Erst durch nach diesem Zeitpunkt ab-

fließende Gewinnaussch�ttungen konnte es zu

einer Minderung der K�rperschaftsteuer nach

§ 37 Abs. 2 KStG 1999 n.F. kommen. Die aus der

gesetzlichen Regelung folgende „Minderungs-

pause“ f�r Vorabaussch�ttungen ist als bewusste

EntscheidungdesGesetzgebershinzunehmen.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-752-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: ErbschaftsteuerlicheErfassungvon

privatenSteuererstattungsanspr�chen

Mit Urteil vom 16.1.2008 – II R 30/06 – hat der

BFH entschieden, dass private Steuererstat-

tungsanspr�che, die noch in der Person des Erb-

lassers entstanden sind, beim Erben zum steuer-

pflichtigen Erwerb i. S. des § 10 Abs. 1 ErbStG

geh�ren und der Erbschaftsteuer unterfallen,

ohne dass es auf deren Durchsetzbarkeit zu die-

sem Zeitpunkt ankommt. Werden die Anspr�che

erst sp�ter f�llig, entsteht die Erbschaftsteuer in-

soweit erst mit Eintritt der F�lligkeit. Erwirbt der

Erbe mit dem Nachlass einen aufschiebend be-

dingten, betagten oder befristeten Anspruch,

verschiebt § 9 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a Halbsatz 2

ErbStG nicht den Erwerbszeitpunkt, sondern le-

diglich den Zeitpunkt der Steuerentstehung.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-752-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: GrESt – Erbbauzins als Gegenleistung

beim Erbbaurechtserwerb durch

Grundst�ckseigent�mer

Mit Urteil vom 14.11.2007 – II R 64/06 – hat der

BFH entschieden, dass bei Erwerb des Erbbau-

rechts durch den Eigent�mer eines erbbaurechts-

belasteten Grundst�cks die Erbbauzinsreallast

nicht zur grunderwerbsteuerrechtlichen Gegen-

leistung geh�rt. Im zugrundeliegenden Fall ver-

kaufte die Erbbauberechtigte das Erbbaurecht an

die Grundst�ckseigent�merin (Kl�gerin). In die

Bemessungsgrundlage bezog das FA neben dem

Kaufpreis f�r das Erbbaurecht auch den Kapital-

wert desErbbauzinsesein.Hiergegenwandte sich

die Kl�gerin und bekam vom BFH Recht: Zur Ge-

genleistung i.S. des§ 8Abs. 1GrEStGgeh�rt zwar

grunds�tzlich auchdernach § 13BewGzu kapita-

lisierende Wert der Erbbauzinsverpflichtung. Et-

was anderes gilt aber, wenn das Erbbaurecht

durch den Eigent�mer des Grundst�cks, das mit

dem Erbbaurecht belastet ist, erworben wird. Die

(bestehen bleibende) Verpflichtung zur Zahlung

des Erbbauzinses stellt keine Belastung f�r den

das Erbbaurecht erwerbenden Grundst�cksei-

gent�mer dar, weil keine Leistungspflicht einer

anderenPersongegen�bergegeben ist.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-752-4

unter www.betriebs-berater.de

BVerfG: Anspruch auf Auskunft �ber eine

beh�rdliche Datensammlung

Mit Beschluss vom 10.3.2008 – 1 BvR 2388/03 –

hat das BVerfG entschieden, dass gegen die bei

demBundeszentralamt f�r Steuernauf derGrund-

lage von § 88a AO in Verbindung mit § 5 Abs. 1

Nr. 6 FVG gef�hrte Datensammlung �ber steuer-

liche Auslandsbeziehungen keine verfassungs-

rechtlichen Bedenken bestehen. Es hat die gegen

das Urteil des BFH vom 30.7.2003 – VII R 45/02 –

undgegendasUrteil des FGK�ln vom15.5.2002 –

2 K 1781/99 – gerichtete Verfassungsbeschwerde

zur�ckgewiesen, mit der der Beschwerdef�hrer –

gest�tzt auf § 19 Abs. 1 BDSG – vomBundeszent-

ralamt f�r Steuern Auskunft �ber die ihn betref-

fenden Daten verlangte. Nachdem das BVerfG zu-

n�chst feststellt, dass mit § 88a AO f�r die daten-

sammelndeT�tigkeitdesBundesamts einehinrei-

chende gesetzliche Grundlage vorhanden ist,

best�tigtdasBVerfG, dass imvorliegendenFall der

nach § 19 Abs. 1 BDSG grunds�tzlich bestehende

Auskunftsanspruch wegen eines �berwiegenden

�ffentlichen Geheimhaltungsinteresses gem�ß

§ 19 Abs. 4 Nr. 1 BDSG ausgeschlossen ist.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2008-752-5

unterwww.betriebs-berater.de
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